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4422 Nationalrat XVI. GP - 52. Sitzung - 27. Juni 1984 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i t zen der: Präsident Benya. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Helga Rieden, ModI, Arnold Grabner, Ingrid 
Smejkal, Frodl und Hafner. 

Mandatsverzicht und Angelobung 

Präsident: Von der Hauptwahlbehörde ist 
die Mitteilung eingelangt, daß der Abgeord­
nete Adolf Czettel auf sein Mandat verzichtet 
hat und an seine Stelle Herr Rudolf Nürnber­
ger in den Nationalrat berufen worden ist. 

Da der Wahlschein bereits vorliegt und der 
Genannte im Hause anwesend ist, werde ich 
sogleich seine Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel wird 
Rerr Nürnberger seine Angelobung mit den 
Worten "Ich gelobe" zu leisten haben. 

Ich ersuche nunmehr den Schriftführer, 
Herrn Abgeordneten Grabher-Meyer, um die 
Verlesung der Gelöbnisformel. 

(Schriftführer G r a b her - Me y er ver­
liest die Gelöbnisformel. - Abgeordneter 
N ü rn b erg e r leistet die Angelobung.) 

Präsident: Ich begrüße den neuen Herrn 
Abgeordneten herzlich in unserer Mitte. (All­
gemeiner Beifall.) 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter König 
(ÖVP) an den Herrn Bundeskanzler. 

306/M 

Bis wann wird die Bundesregierung das Bio­
sprit-Projekt verwirklichen? 

Präsident: In Vertretung des Herrn Bundes­
kanzlers wird Herr Staatssekretär Lacina die 
Frage beantworten. Bitte, Herr Staatssekre­
tär. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt 
Dkfm. Lacina: Sehr geehrter Herr Abgeordne­
ter Dr. König! Wie Sie wissen, ist es nicht Auf­
gabe der Bundesregierung, das Biosprit-Pro­
jekt zu verwirklichen, denn die Bundesregie­
rung kann lediglich die Rahmenbedingungen 
zur Verwirklichung solcher Projekte schaffen. 

Wie bekannt, gibt es seit geraumer Zeit Ver­
handlungen auf Sozialpartnerebene, aber 
auch auf politischer Ebene über solche Pro­
jekte. Hinzugefügt muß werden, keines dieser 
Projekte ist technisch und wirtschaftlich so 
weit ausgereift, daß es möglich wäre, die Wirt­
schaftlichkeit eines solchen Projektes bezüg­
lich der Energiebilanz so weit abzuschätzen, 
daß man von seiten der Bundesregierung die­
ses Projekt mit Angabe der entsprechenden 
Rahmenbedingungen definieren könnte. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König: Herr 
Staatssekretär! Es überrascht mich, daß Sie 
sagen, dies sei nicht Aufgabe der Bundesre­
gierung. Ich müßte Sie jetzt rhetorisch fragen 
- aber das ist noch nicht meine Frage -, 
warum Sie es dann in die Regierungserklä­
rung als erklärtes Ziel für diese Legislaturpe­
riode aufgenommen haben, wenn es auf ein­
mal gar keine Aufgabe der Bundesregierung 
ist. 

Herr Staatssekretär! Von den konkret 
untersuchten vier Projekten sind zwei sehr 
wohl völlig ausgereift, nämlich die Erzeugung 
e"ntweder auf Basis von Zuckerrüben oder auf 
Basis von Getreide. Diese beiden Möglichkei­
ten bestehen, und es stellt sich jetzt das Pro­
blem, daß ab 1986 in der Schweiz eine Sorte 
entbleiter- Treibstoff existieren wird, auch 
wahrscheinlich in der EG, und daß wir in 
Österreich dasselbe, nämlich die Entbleiung 
des Normalbenzins mit Chemikalien oder mit 
Biosprit durchführen werden. 

Meine Frage, Herr Staatssekretär: Wird die 
Bundesregierung ihr Versprechen in der 
Regierungserklärung halten, und wann wird 
sie zur Erfüllung dieses Versprechens die not­
wendigen Gesetzesvorlagen vorlegen? 

Präsident: Herr Abgeordneter, zufällig sind 
es zwei Fragen, aber bitte. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Ich weiß nicht, ob ich 
mich mißverständlich ausgedrückt habe, aber 
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Staatssekretär Dkfm. Lacina 

die Frage lautete, bis wann die Bundesregie­
rung das Biosprit-Projekt verwirklichen wird. 
Ich glaube, auch Sie sind der Auffassung, daß 
es nicht Aufgabe der Bundesregierung ist, ein 
solches Projekt zu verwirklichen, sondern daß 
es Aufgabe der Industrie ist, ein solches Pro­
jekt vorzulegen und dann eine entsprechende 
Anlage zu bauen. 

Ich glaube, auch die Regierungserklärung 
konnte nicht anders verstanden werden, als 
daß die Bundesregierung bereit ist, bei Vor­
lage von entsprechend ausgereiften Projekten 
Rahmenbedingungen zu schaffen; diese Rah­
menbedingungen sind äußerst komplizierte 
Rahmenbedingungen, wie Sie wissen, denn 
was sicherlich nicht vorliegt, ist ein Projekt, 
das marktwirtschaftlich wirklich durchführ­
bar wäre. Dies bedeutet, es kommt in erster 
Linie darauf an, ob die Bundesregierung 
bereit ist, diese Rahmenbedingungen zu 
schaffen. 

Wie Sie weiters wissen, gibt es eine Reihe 
von Projekten - Sie haben zwei davon 
erwähnt -, es gibt Überlegungen zur kosten­
günstigen Durchführung dieser Projekte. 
Auch da ist es so, daß sich eine ganze Reihe 
dieser Projekte erst im Forschungs- und Ent­
wicklungsstadium befinden, insbesondere die, 
die eine kostengünstigere Lösung verspre­
chen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König: Herr 
Staatssekretär! Ich will nicht hoffen, daß nach 
der abgeblasenen Steuerreform jetzt auch 
eine abgeblasene Regierungserklärung hin­
sichtlich des Biosprits im Raume steht. Denn 
ich glaube noch daran, daß die Regierung es 
ernst gemeint hat, wenn sie ein solches Ver­
sprechen in die Regierungserklärung aufge­
nommen hat. Es geht einfach darum, ob die 
Regierung bereit ist, einen Beimischungs­
zwang gesetzlich zu verfügen, wozu wir 
unsere Zustimmung im Parlament mehrmals 
bekundet haben, und die Abdeckung des 
Mehrerfordernisses Umweltschutz hat 
eben seinen Preis - von lediglich 10 Gro­
schen auf den Liter Sprit auch tatsächlich 
abzustützen. 

Werden Sie eine solche Vorlage für einen 
Beimischungszwang noch in dieser Legisla­
turperiode einbringen? 

Präsident: Herr Staatssekretär, bitte. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Die Bundesregierung 

hat eine ganze Reihe von Maßnahmen bisher 
schon gesetzt, die zeigen, daß es ihr ernst ist 
mit dieser Frage. Zum Beispiel wurde durch 
die 6. Novelle zum Kraftfahrgesetz, die ja hier 
im Parlament beschlossen worden ist, die 
Möglichkeit dieser Beimischung eröffnet. 

Ich habe Ihnen bereits in der vorigen 
Beantwortung gesagt, daß es darauf ankom­
men wird, wie diese Projekte aussehen. Das 
heißt: Es wäre unverantwortlich, jetzt -
bevor wir überhaupt volkswirtschaftliche, 
budgetpolitische und energiepolitische Aus­
wirkungen der Projekte genau kennen; Sie 
wissen, daß es hier sehr intensive Verhand­
lungen auf Sozialpartnerebene gibt und auch 
Verhandlungen zwischen den politischen Par­
teien in einem Unter ausschuß dieses Hauses 
- eine genaue Angabe zu machen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Ortner. 

Abgeordneter Mag. Ortner (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Staatssekretär! Welche konkre­
ten Vorleistungen hat die österreichische 
Bundesregierung im Rahmen des für die 
österreichische Wirtschaft so wichtigen Bio­
sprit-Projektes bisher schon geleistet? 

Präsident: Herr Staatssekretär, bitte. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina:· Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Ich habe vorhin dar­
auf verwiesen, daß es diese Novelle zum 
Kraftfahrgesetz gegeben hat, die die Beimi­
schung ermöglicht. Es ist zweitens ein Mini­
sterkomitee eingesetzt worden, das sich mit 
dieser Frage zu befassen hat. Vor allem aber 
möchte ich darauf verweisen, daß es eine 
Reihe von Förderungsmaßnahmen unter 
anderem im Forschungsförderungsfonds der 
gewerblichen Wirtschaft gegeben hat, die in 
sehr großzügiger Weise die Entwicklung jener 
technischen Verfahren unterstützen sollen, 
die für die Realisierung eines solchen Projek­
tes ausschlaggebend sein werden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Heindl. 

Abgeordneter Dr. Heindl (SPÖ): Herr 
Staatssekretär! Ich möchte Sie fragen, ob 
Ihnen genaue Unterlagen beziehungsweise 
Berechnungen in betriebswirtschaftlicher 
oder volkswirtschaftlicher Hinsicht seitens 
dieser Projektbetreiber bezüglich Biosprit 
bekannt sind. 

Ich frage das deswegen, weil ich ja ernst­
haft nicht annehmen kann, daß der Kollege 
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Dr. Heindl 

König meinte, es soll sich die Bundesregie­
rung, wenn das nicht rasch genug geht, auch 
in die Funktion eines Betreibers von Biosprit­
Fabriken begeben. 

Gibt es solche Unterlagen, daß die Bundes­
regierung entsprechende Rahmenbedingun­
gen schaffen kann, oder nicht? 

Präsident: Herr Staatssekretär. Bitte. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Es ist zweifellos auch 
nicht vom Abgeordneten König vorgesehen 
gewesen, daß die Bundesregierung selbst ein 
solches Projekt verwirklichen soll. Aber was 
derzeit diskutiert wird, sind gerade diese 
Unterlagen. Zumindest zwei dieser Verfahren 
befinden sich noch im Versuchsstadium. Das 
heißt: Es ist nicht einmal noch eine Pilotan­
lage gebaut worden. Daher ist nicht abschätz­
bar , wie solche Kosten aussehen. Weder 
betriebswirtschaftlieh noch volkswirtschaft­
lich ist eine Energiebilanz heute wirklich auf­
zustellen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Zittmayr. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (ÖVP): 
Herr Staatssekretär! Ich glaube auch, daß der 
Herr Bundeskanzler nicht zum Schnapsbren­
ner werden wird. Aber ich möchte doch kon­
kret von Ihnen wissen, welche Maßnahmen 
auf gesetzlicher Basis vorgesehen sind. Denn 
die gesetzlichen Voraussetzungen zu schaf­
fen, wäre nach unserem Dafürhalten ohne 
weiteres in der nächsten Zeit möglich. Zur 
Frage der Anlagen, die noch notwendig sind: 
Es liegen bereits Ausarbeitungen vor, sodaß 
die Möglichkeit, innerhalb des Zeitraumes bis 
1986 diese Sache zu verwirklichen, nach unse­
rem Dafürhalten gegeben wäre. 

Meine Frage an Sie: Können Sie zusichern, 
daß bei einem solchen Beimischungszwang 
die Auflage erteilt wird, daß österreichischer 
Biosprit dafür verwendet wird? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Ich habe vorhin dar­
auf verwiesen, daß sich eine ganze Reihe die­
ser Projekte noch im Versuchs stadium befin­
det. Wir haben zum Beispiel ein sehr interes­
santes Projekt von der Zuckerindustrie vorge­
legt bekommen, wo erwartet werden kann, 
daß eine Pilotanlage mit ersten Ergebnissen 
nicht vor 1987 in Betrieb gehen wird. Das ist 
eine Schätzung der Industrie selbst. 

Das heißt, wir müssen, glaube ich, doch 
abwarten, wieweit die Industrie imstande sein 
wird, solche Projekte vorzulegen, die - ich 
habe das gesagt - vom energiepolitischen, 
vom volkswirtschaftlichen, aber auch vom 
budgetpolitischen Gesichtspunkt aus verant­
wortet werden können. Daß dann die Bundes­
regierung, falls solche positiven Ergebnisse 
vorliegen, natürlich bemüht sein wird, die ent­
sprechenden Rahmenbedingungen zu schaf­
fen, ist in der Regierungserklärung angekün­
digt und wird sicherlich durchgeführt werden. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 2: Herr 
Abgeordneter Zittmayr (ÖVP) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

307/M 

Wie wird die Bundesregierung den Preis für 
Biosprit konkurrenzfähig gestalten? 

Präsident: Auch diese Frage wird Herr 
Staatssekretär Lacina beantworten. 

Bitte, Herr Staatssekretär. (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r ; Herr Staatssekret'är!) Zuerst der 
Herr Staatssekretär! (Heiterkeit.) 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Darf ich zuerst Ihre 
Anfrage beantworten. 

Der Anteil der Rohstoffkosten spielt natür­
lich beim Preis für Biosprit die größte Rolle. 
Er liegt bei etwa 70 bis 80 Prozent nach den 
bisher vorgelegten Kalkulationen. Es ist 
daher anzunehmen, daß er etwa in dieser Grö­
ßenordnung liegen wird. Letzten Endes wird 
entscheidend sein, welches technische Ver­
fahren gewählt wird und ob es gelingt, im 
Rahmen eines solchen technischen Verfah­
rens den Preis möglichst niedrig zu halten. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: Herr 
Staatssekretär! Sie wissen, daß es für die Sit­
zung des Unter ausschusses des Handelsaus­
schusses Biosprit bereits Projektvorlagen und 
Kalkulationsunterlagen gibt. Die sind Ihnen 
sicherlich zugegangen, nicht nur von der Zuk­
kerindustrie, sondern auch von der Agrarin­
dustrie und von den Brennereien. Es liegt der 
Preis in der Kalkulation zwischen 9,20 Schil­
ling und 10 Schilling; in dieser Größenord­
nung. 

Unsere Auffassung ist die, daß man hier 
aus verschiedenen Gründen nicht ein Verfah­
ren allein anwenden soll: erstens wegen der 
Rohstoffaufbringung und zweitens wegen der 
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Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 

Verwertung der Abfälle solcher Projekte, son­
dern daß man alle Möglichkeiten der Erzeu­
gung von Biosprit aus verschiedenen land­
wirtschaftlichen Produkten angehen soll. 

Wir sind der Auffassung, daß diese Frage 
nicht auf die lange Bank geschoben werden 
darf, weil die Luftverschmutzung ein Problem 
ist, das uns wirklich größte Sorgen bereitet. 

Meine Frage an Sie, Herr Staatssekretär, 
ist die: Wie ist die Belastung aus einer solchen 
Beimischung auf den Vergasertreibstoff vor­
gesehen? 

Präsident: Bitte, Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Ihre Frage lautete: 
Wie will die Bundesregierung den Preis für 
Biosprit konkurrenzfähig gestalten? Darauf 
habe ich geantwortet, daß das im wesentli­
chen von den Rohstoffkosten abhängt. Das 
wird natürlich auch so sein, wie es im Rah­
men einer Marktwirtschaft üblich ist, daß ver­
schiedene Verfahren miteinander in Konkur­
renz treten werden. 

Im Augenblick liegen erste Kalkulationen 
vor. Keine dieser Kalkulationen kann sich 
darauf berufen, daß sie tatsächlich geprüft 
worden ist. Das heißt, es gibt noch kein einzi­
ges Pilotprojekt, und wir wissen alle, daß sol­
che Kalkulationen mit einem hohen Unsicher­
heitsfaktor versehen sind. 

Auch ist noch unklar, wie die Reaktion etwa 
der Konkurrenz wäre, wenn eine solche Pilot­
anlage besteht. Es ist sicherlich so, daß der 
wirtschaftlichste Erzeuger zuerst einmal den 
Vorrang genießen wird. Erst dann wird zu 
entscheiden sein, wie eine solche Preisgestal­
tung überhaupt aussehen kann. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: Es 
besteht 'Qereits eine Produktion von Biosprit 
im Werk Gmünd - ich glaube, das ist Ihnen 
bekannt, Herr Staatssekretär -, sodaß Sie 
nicht sagen können, daß es auf diesem Sektor 
überhaupt noch keine Erfahrungen oder Pilot­
anlagen gibt. Das ist die Firma Voglbusch, die 
auf diesem Sektor sehr große Erfahrungen 
hat. Von dieser Seite, glaube ich, sind die Vor­
aussetzungen da, daß in relativ kurzer Zeit 
alle Bedingungen erfüllt werden können. 

Es gibt jetzt Überlegungen, entweder auf 
alle Treibstoffe die Mehrbelastung aufzutei­
len - das würde ungefähr 10 Groschen Mehr-

belastung pro Liter Vergasertreibstoff für alle 
Vergasertreibstoffe bedeuten -, es gibt aber 
auch Vorschläge ... 

Präsident: Meine Herren, man soll eine 
Frage kurz stellen! Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (fort­
setzend): Herr Präsident, ich möchte hinzufü­
gen: Es gibt in Deutschland die Überlegungen 
(Rufe bei der SPÖ: Frage!), die Fragen der 
Katalysatoren beziehungsweise die Begünsti­
gung von Fahrzeugen, die Biosprit fahren, im 
Steuerwege vorzusehen. 

Sind in Österreich solche Maßnahmen vor­
gesehen? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Sie haben sich auf 
bestehende Techniken beziehungsweise auf 
bestehende Produktionen bezogen. 

Worum es geht, ist natürlich, daß Biosprit 
in einer entsprechenden Menge erzeugt wird, 
sodaß eine Beimischung, wie sie etwa vorge­
sehen ist - es war nach den ersten Versu­
chen von einer Beimischung von etwa 5 Pro­
zent die Rede -, im großen Ausmaß erfolgen 
kann. Erst dann kann man überhaupt von 
Rahmenbedingungen sprechen. 

Sie wissen, daß gerade in dieser Preisfrage 
außerordentlich intensive Verhandlungen der 
Sozialpartner geführt werden. Auf diesem 
Gebiet, glaube ich, sollte man sowohl die Ver­
handlungen auf Sozialpartnerebene als auch 
die Verhandlungen zwischen den Parteien, 
die ja in einem Unterausschuß geführt wer­
den, abwarten. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Ortner. 

Abgeordneter Mag. Ortner (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Staatssekretär! Die Entbleiung 
des Benzins hat vor allem günstige Auswir­
kungen auf Luft und Boden. 

Meine Frage an Sie geht dahin: Werden 
Gesichtspunkte des Umweltschutzes bei der 
Gewährung von Förderungsmaßnahmen für 
Biospritprojekte für diese Bundesregierung 
eine ausschlaggebende Bedeutung haben? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Es gibt natürlich m~h-
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Staatssekretär Dkfm. Lacina 

rere Methoden, die Umweltschutzrücksichten 
durchzusetzen. Eine Methode ist wahrschein­
lich die Beimischung von Biosprit, und zwei­
fellos wird in einer volkswirtschaftlichen 
Rechnung, die angestellt werden muß, auch 
die Frage der Erhöhung der Umweltqualität 
eine entscheidende Rolle spielen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Hobl. 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPÖ): Sehr geehr­
ter Herr Staatssekretär! Zur Erzeugung von 
Biosprit muß Energie eingesetzt werden. Sind 
bei den jetzigen Rohkalkulationen, die Ihnen 
zur Verfügung stehen, auch Energiebilanzen 
vorgelegt worden, aus denen sich ergibt, daß 
der Energiegewinn durch Biosprit doch so 
bedeutend ist, daß er den eingesetzten Ener­
giewert übersteigt? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! In vielen Projekten, 
die durchdiskutiert worden sind - und da es 
sich um eine neue Technologie handelt, ist es 
natürlich so, daß die Resultate, die am grünen 
Tisch vorgelegt werden, äußerst umstritten 
sind -, wurden Energiebilanzen - ich gebe 
zu: äußerst umstrittene Energiebilanzen -
vorgelegt. Für die beiden neuesten Projekte, 
die vorgelegt wurden, sind mir keine solchen 
Unterlagen bekannt, aber es besteht kein 
Zweifel, daß auch aus energiepolitischer Sicht 
-diese Fragen geprüft werden müssen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Flicker. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Flicker (ÖVP): Herr 
Staatssekretär! Nach allem, was wir jetzt zu 
diesem Thema gehört haben, ist man - das 
muß ich sagen - etwas überrascht. Sie erklä­
ren uns, warum dies und jenes nicht geht. 
Man muß sich wirklich fragen, warum das 
dann in der Regierungserklärung steht. 

Stimmen Sie wenigstens mit uns darin 
überein, daß diese Kostenfrage nicht so eng 
kalkulatorisch zu sehen ist, sondern aus der 
ganzen Umweltproblematik heraus, denn eine 
Umweltreparatur ist teurer als ein bißchen 
teurerer Treibstoff? Wird also die Bundesre­
gierung ihre Erklärung ernst nehmen und die 
Außenhandelsmaßnahmen beziehungsweise 
die Rahmenbedingungen, wie Sie sagen, dem­
nächst dem Hause vorlegen? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Mich erstaunt eines: 
daß Sie nicht damit zufrieden sind, daß die 
Bundesregierung erklärt, sie sei bereit, die 
Rahmenbedingungen zu schaffen. Was sie 
nicht kann, ist - ich habe darauf schon einige 
Male hingewiesen -, ein Projekt selbst 
durchzuführen. Das heißt, die Bundesregie­
rung ist davon abhängig, daß entsprechende 
technisch ausgefeilte Projekte vorgelegt wer­
den. 

Natürlich müssen die betriebswirtschaftli­
chen Aufgaben von den Unternehmern voll 
erfüllt werden. Hier betriebswirtschaftliche 
Grundsätze außer Betracht zu lassen, hieße, 
die Gesetze- der Marktwirtschaft in einem 
ganz bestimmten Bereich außer Kraft zu set­
zen. In den Betrieben, die Biosprit erzeugen, 
muß wohl die betriebswirtschaftliehe Kalkula­
tion gelten. Sie kann allerdings dort nicht gel­
ten und wird auch nicht gelten - das hätten 
Sie schon einer früheren Antwort entnehmen 
können -, wo es um volkswirtschaftliche, 
umweltpolitische und zum Beispiel auch um 
handelsbilanzpolitische Dinge geht. Hier wer­
den wir uns von einer volkswirtschaftlichen 
und einer energiepolitischen Zielsetzung lei­
ten lassen und werden keineswegs unsere 
Entscheidung auf betriebswirtschaftliche 
Aspekte allein einengen können. Aber das 
versteht sich von selbst, denn es gibt kein 
Verfahren, das sich betriebswirtschaftlieh 
heute rechnen würde. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 3: Frau 
Abgeordnete Dobesberger (SPÖ) an den Bun­
deskanzler. 

267/M 

Was sind die Ergebnisse von zwei Jahren För­
derungsprogramm für Frauen im Bundesdienst? 

Präsident: An Stelle des Herrn Bundes­
kanzlers wird Frau Staatssekretär Dohnal die 
Anfrage beantworten. Bitte, Frau Staatsse­
kretär. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt J 0-

hanna Dohnal: Sehr geehrte Frau Abgeord­
nete! Zur Frage des Frauenförderungspro­
gramms für Frauen im Bundesdienst, das mit 
Ministerratsbeschluß vom 10. November 1981 
in Kraft getreten ist, möchte ich Ihnen einige 
Ergebnisse dieses Programms bekanntgeben. 

Es wurde im Jahre 1980 eine Erhebung 
durchgeführt. Die erste Berichtslegung 
erfolgte laut Beschluß der interministeriellen 
Arbeitsgruppe zur Förderung der Chancen­
gleichheit und Gleichbehandlung der Frauen 
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im öffentlichen Dienst in der Sitzung vom 
30. Juni 1983. Dieser Bericht gliedert sich in 
die Gesamtübersicht über die quantitativen 
Veränderungen sowie über die qualitative 
Auswertung der Ressortberichte und in eine 
zusammenfassende Einschätzung der Ergeb­
nisse und der Möglichkeiten der Weiterent­
wicklung. 

Generell kann man sagen, daß sich die 
Anzahl der beschäftigten Frauen erhöht hat, 
und zwar nahezu quer durch alle Ressorts, 
und daß eine Zielvorgabe des Programms, 
nämlich Steigerung des Frauenanteils im 
gehobenen und im höheren Dienst, in allen 
Ressorts erfüllt werden konnte, aber mit 
unterschiedlichen Ergebnissen. Im Durch­
schnitt stieg der Frauenanteil bei den Akade­
mikern um 2,1 Prozentpunkte, bei den Matu­
ranten um 2,3 Prozentpunkte. Bei den Ausbil­
dungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten, die 
ja einen Schwerpunkt des Programms bilden, 
konnten neue Kurse aufgenommen werden: 
"Die Frau im Bundesdienst" , "Die Frau als 
Vorgesetzte". Bezüglich der Besetzung der lei­
tenden und qualifizierten Posten - das ist 
ebenfalls ein Schwerpunkt des Programms, 
das geht auch quer durch alle Ressorts - ist 
ein Anstieg bei den mittleren und unteren 
Leistungsebenen gegeben. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordnete Edith Dobesberger: Frau 
Staatssekretär! Es ist sehr erfreulich, daß 
diese Maßnahmen dazu geführt haben, daß 
Verbesserungen eingeführt worden sind. Mir 
erscheint es nun sehr wichtig zu verlangen, 
daß die zuständigen Stellen immer wieder 
Berichte machen, weil das sonst in absehba­
rer Zeit in Vergessenheit gerät und alles wie­
der beim alten bleibt. Haben Sie da Möglich­
keiten, einzugreifen? 

Präsident: Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Johanna Dohnal: Der Mini­
sterratsbeschluß, der das Förderungspro­
gramm praktisch eingesetzt und verpflich­
tend für die Ressorts gemacht hat, sieht vor, 
daß jährlich ein Bericht an den Ministerrat zu 
erstellen ist. Gestern war die Sitzung der 
interministeriellen Arbeitsgruppe Öffentli­
cher Dienst, in der bereits konkrete Vor­
schläge für die Berichtslegung für das Jahr 
1984 festgelegt wurden. Es wird wieder in 
erster Linie eine Überprüfung sein in bezug 
auf den Anstieg bei den höheren Qualifikatio­
nen und eine Überprüfung aller Maßnahmen, 
die für die unteren Verwendungsgruppen 
gesetzt werden. 

Es gibt hier ganz spezielle Programme aus 
den Ressorts bezüglich der Schreibkräfte, vor 
allem im Zusammenhang mit der Einführung 
neuer Technologien. Es wird eine punktuelle 
Berichterstattung geben, und im September 
dieses Jahres werden die Vorschläge von den 
Arbeitsgruppen der einzelnen Ressorts, die 
eingesetzt wurden und die gemeinsam mit 
den Kontaktfrauen diese Programme, diese 
ressortspezifischen Programme erarbeiten, 
vorliegen, und dann wird eine neue Form der 
Berichterstattung durchgeführt. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordnete Edith Dobesberger: Frau 
Staatssekretär! Sie haben in der Beantwor­
tung meiner ersten Anfrage erwähnt, welche 
Erfolge erzielt worden sind. Meine Zusatz­
frage geht jetzt dahin: Auf welchen Ebenen 
sind diese Erfolge besonders deutlich? 

Präsident: Frau Staatssekretär, bitte. 

Staatssekretär Johanna Dohnal: Ich würde 
sagen, besonders deutlich sind sie auf der 
Ebene der Bewußtseinsänderung, denn das 
Ressort hat einen Diskussionsprozeß im 
gesamten öffentlichen Dienst in Gang gesetzt. 
Das ist natürlich nichts Meßbares, aber es 
gibt doch Anzeichen dafür, daß das stattfin­
det. Das drückt sich darin aus, daß sich sehr 
viele Frauengruppen gegründet haben, drückt 
sich also auch in den Reaktionen der Kontakt­
frauen und in meinen eigenen Reaktionen 
aus, bis hin zu der Angst, daß vielleicht in 
Zukunft keine Männer mehr in gehobene 
Positionen aufgenommen werden dürfen. Die­
sen Punkt kann man wirklich beruhigt dahin 
gehend beantworten, daß das sicher nicht der 
Fall sein wird. 

Der Schwerpunkt ist die generelle Steige­
rung des Frauenanteils im öffentlichen 
Dienst, was besonders wichtig ist für die länd­
lichen Gebiete, wo der öffentliche Dienst als 
Dienstgeber für die Frauen eine besondere 
Rolle spielt, in Regionen, wo es wenig Frauen­
arbeitsplätze gibt. Ein weiteres Ziel ist die 
Steigerung der Zahl der A- und B-Posten 
sowie die Öffnung des geteilten Arbeitsmark­
tes, den es ja auch im öffentlichen Dienst gibt; 
vor allem dort, wo es technische Bereiche 
gibt, wie etwa bei der Bahn und bei der Post. 

Es gibt bereits die ersten weiblichen Lehr­
linge als Mechaniker, als Fernmeldemonteure 
und als Kraftfahrzeugmechaniker. Die erste 
Fahrdienstleiterin befindet sich in Ausbil­
dung. Ich würde das noch nicht als großen 
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Erfolg bezeichnen, aber als Durchbrechung 
einer Schallmauer. 

Was die Aus- und Weiterbildung betrifft: 
Hier ist es gelungen, neue Kursformen einzu­
führen. Es gibt jetzt vor allem Kurse für Füh­
rungskräfte. Nachdem aber die Frauen noch 
keine führenden Positionen einnehmen -
das muß man im Zusammenhang mit der Ent­
wicklung sehen; auch dienstaltersmäßig kön­
nen sie hier nicht teilnehmen, zumindest 
nicht in entsprechendem Ausmaß -, wurde 
der Kurs "Die Frau als Vorgesetzte" geschaf­
fen. Da sind die Kriterien viel weiter gefaßt. 
Hier ist die Teilnahme möglich. Bei der 
Annahme von Kursen wurde auf die besonde­
ren Lebensumstände der Frau Rücksicht 
genommen, zum Beispiel durch die Schaffung 
von Kinderbetreuungsmöglichkeiten bei der 
Verwaltungsakademie . 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Rabl-Stadler. 

Abgeordnete Dr. Helga Rabl-Stadler (ÖVP): 
Sehr geehrte Frau Staatssekretär! Eine von 
vielen notwendigen Förderungsmaßnahmen 
für Frauen ist die Teilzeitbeschäftigung. Im 
Bundesdienst ist sie doch oft die einzige Mög­
lichkeit, daß Frauen trotz Familie im Beruf 
bleiben. Gerade Sie und Ihre Fraktion stehen 
unserem Antrag im Verfassungsausschuß 
ablehnend bis zögernd gegenüber. Wann wer­
den Sie die Teilzeit für pragmatisierte Bun­
des bedienstete ermöglichen? 

Präsident: Frau Staatssekretär, bitte. 

Staatssekretär Johanna Dohnal: Wie Sie 
wissen, wird diese Frage im Unterausschuß 
des Verfassungsausschusses behandelt. Ich 
möchte diesen Beratungen nicht vorgreifen. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Zipser. 

Abgeordnete Ella Zipser (SPÖ): Frau 
Staatssekretär! Aus Ihren Ausführungen 
konnte ich entnehmen, daß das Frauenförde­
rungsprogramm im Bundesdienst bisher sehr 
erfolgreich gewesen ist. Mich. würde jetzt 
interessieren, ob Sie künftig auch weitere 
Schwerpunkte in diesem Bereich setzen 
möchten. 

Präsident: Frau Staatssekretär, bitte. 

Staatssekretär Johanna Dohnal: Nicht nur 
ich, sondern die gesamte interministerielle 
Arbeitsgruppe für den öffentlichen Dienst, in 

der alle Ressorts,· die Gewerkschaft und auch 
die Zentralausschüsse vertreten sind. 

Die Weiterentwicklung wurde auf Grund 
der Erfahrungen, die bisher gemacht wurden, 
vor allem für folgende Schwerpunkte festge­
legt: Das Instrumentarium der Kontakt­
frauen, das sich in der Vergangenheit sehr 
bewährt hat, auszubauen, auch weitere Schu­
lungsmaßnahmen vorzusehen. Weiters das 
berufsbegleitende Fortbildungsangebot an 
der Verwaltungsakademie noch zu verstär­
ken, noch mehr auf die Lebensbedingungen 
der Frauen abzustellen. Die generelle Öff­
nung der technischen Bereiche zu erreichen; 
das gilt für Bahn und Post, aber nicht nur, das 
gilt auch für andere Ressorts. Diese ist rein 
theoretisch bereits gelungen, kann allerdings 
in der Praxis nur mit bescheidenen Erfolgen 
aufwarten. Hier muß angesetzt werden. Das 
ist ein Schwerpunkt, den sich sie Arbeits­
gruppe gesetzt hat. Darüber hinaus sollen ver­
stärkte Initiativen zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen der Bediensteten in den 
unteren Verwendungsgruppen gesetzt wer­
den. Durchgehend gibt es natürlich weitere 
Bemühungen, Frauen für den höheren und 
gehobenen Dienst und für leitende Positionen 
vorzusehen, also verstärkte Bemühungen in 
den einzelnen Ressorts. Das ist der Schwer­
punkt für das Halbj ahr 1984 und auch für das 
Frühjahr 1985 zur Durchsetzung des Förde­
rungsprogramms für Frauen im Bundes­
dienst. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 4: Frau 
Abgeordnete Wörndl (SPÖ) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

329/M 

In welcher Weise wird die im Februar dieses 
Jahres angekündigte Aktion "Töchter können 
mehr - Berufsplanung ist Lebensplanung" reali­
siert? 

Präsident: Die Frage wird Frau Staatsse­
kretär Dohnal beantworten. Bitte, Frau 
Staatssekretär. 

Staatssekretär Johanna Dohnal: Die Aktion 
"Töchter können mehr - Berufsplanung ist 
Lebensplanung" wird in folgender Weise rea­
lisiert. Die Begründung, warum diese Aktion 
notwendig ist, ist, glaube ich, bekannt. 

Ich darf nur zwei Fakten nennen. Es ist 
trotz Bildungsexplosion und unzweifelhaft 
großartigen Fortschritten in der Ausbildung 
der Mädchen in den vergangenen Jahren 
noc~ immer nicht gelungen, ein Denkschema 
aufzubrechen, das dazu führt, daß Mädchen 
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sogenannte typisch weibliche Berufe wählen. 
Das gilt für alle Ausbildungslehrgänge auf 
allen Qualifikationsebenen. 

Das trifft aber nun mit einer Entwicklung 
zusammen, die durch die Einführung neuer 
Technologien gerade im Verwaltungs- und 
Bürobereich eine Verschärfung der Situation 
für die Mädchen bringen wird, weil sie sich 
hier in der Ausbildung sehr stark konzentrie­
ren. 

Es haben sich nun alle beteiligten Institu­
tionen - es handelt sich hier um das Sozial­
ministerium, das Unterrichtsministerium, das 
Wissenschaftsministerium, die Arbeiterkam­
mer, den Gewerkschaftsbund, die Bundes­
wirtschaftskammer und um den Freien Wirt­
schaftsverband - vorgenommen, eine Aktion 
zu starten, die unbegrenzt ist, mit Schwer­
punkten, jedes halbe Jahr einen weiteren 
Anstoß in dieser Frage zu geben. 

Im einzelnen ist vorgesehen, daß jedes Res­
sort, jede Institution, jede Interessenvertre­
tung eigene Aktionen durchführen wird. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordnete Heidelore Wörndl: Sehr 
geehrte Frau Staatssekretär! Mich würde 
noch interessieren, an wen sich die Aktion 
richtet. 

Präsident: Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Johanna Dohnal: Die Aktion 
richtet sich in erster Linie an die Eltern -
und zwar werden begleitend zur Berufsinfor­
mation ab der 6. Schulstufe an den Schulen 
direkt Diskussionsveranstaltungen mit den 
Eltern durchgeführt -, aber auch an die Leh­
rer, an die Schülerberater, an die Berufsbera­
ter, also an das gesamte Umfeld, an die Wirt­
schaft selbst natürlich, konkret an die Ausbil­
dungsleiter der verstaatlichten Industrie, 
natürlich auch an den öffentlichen Dienst, 
und zwar im engen Zusammenhang mit dem 
Frauenförderungsprogramm. Darüber hinaus 
werden von der Bundeswirtschaftskammer 
eigene Aktionen in ihrem eigenen Rahmen 
durchgeführt, das heißt, sie richtet sich auch 
an die Unternehmer. Weiters werden vom 
Gewerkschaftsbund eigene Aktionen durch­
geführt, um das zu unterstützen, die sich auch 
an die Arbeitgeber, die Arbeitnehmer, ja auch 
die Eltern richten, selbstverständlich durch­
gehend immer wieder an die Eltern in Zusam­
menarbeit auch mit den Elternvereinen. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Partik-Pable. 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable 
(FPÖ): Frau Staatssekretär! Mir ist bekannt 
geworden, daß in verschiedenen landwirt­
schaftlichen Schulen, wo Buben und Mädchen 
unterrichtet werden, die zugegebenerweise in 
die Kompetenz der Länder fallen, die Mäd­
chen einseitig in Haushaltsführung unterrich­
tet werden, die Buben aber von der Planung, 
von der wirtschaftlichen Seite her viel mehr 
unterrichtet werden. 

Haben Sie da die Möglichkeit, als Staatsse­
kretär durch Gespräche oder durch vermit­
telnde Aktionen einzugreifen, daß auch in die­
sen landwirtschaftlichen Schulen die Mäd­
chen mehr auch in wirtschaftlichen Belangen 
unterrichtet werden und nicht nur speziell für 
die Haushaltsführung unterrichtet und ausge­
bildet werden? 

Präsident: Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Johanna Dohnal: Es gibt 
zweierlei Möglichkeiten, die schon wahrge­
nommen wurden, aber das ist ein Diskus­
sionsprozeß, der noch im Gange ist. Im 
Arbeitskreis Bäuerinnen, der unter meiner 
Vorsitzführung schon seit einigen Jahren Fra­
gen aus dem landwirtschaftlichen Bereich, 
aus dem ländlichen Raum behandelt, wurde 
diese Frage diskutiert. 

Es gibt zwei Arten von Schulen. Grundsätz­
lich sind die landwirtschaftlichen Schulen für 
Burschen und Mädchen zugänglich. Es gibt 
aber dann spezielle Frauenschulen. Die Pra­
xis sieht oft so aus - und das Ergebnis bestä­
tigt es -, daß die Mädchen anscheinend auto­
matisch die Frauenschulen besuchen oder 
auch Schwierigkeiten bekommen, die allge­
meine Schule besuchen zu können. Wie 
gesagt, das ist die Praxis, und die Ergebnisse 
zeigen, daß das so ist. 

Die Diskussion ist im Gange. Wir haben die 
Verantwortlichen für die Umgestaltung der 
Lehrpläne für diese Schulen in den Arbeits­
kreis eingeladen und haben mit ihn~n disku­
tiert. Ich gebe aber zu, daß es sehr große 
unterschiedliche Auffassungen darüber gibt. 
Es gibt eben noch sehr viele Menschen in 
unserem Lande, die meinen, daß die Mädchen 
eine Ausbildung brauchen, die spezifisch 
weiblich ist, was aber dazu führt, daß sie zwar 
in der Ausbildung weniger über Betriebswirt­
schaft, weniger über technische Dinge erfah­
ren, in der Praxis, bei der Arbeit selbst, am 
Bauernhof diese Dinge aber dann sehr wohl 
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brauchen und auch tatsächlich anwenden 
müssen, weil ihnen gar nichts anderes übrig­
bleibt. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter SeeL 

Abgeordneter Dr. Seel (SPÖ): Frau Staats­
sekretär! Sie haben eine Reihe von Institutio­
nen genannt, die mit eigenen Programmen im 
Rahmen des Gesamtprogramms wirksam 
werden. 

Können Sie etwas konkretisieren, wie die 
einzelnen Institutionen hier mitarbeiten? 

Präsident: Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Johanna Dohnal: Der 
Schwerpunkt des Frühjahrs war der Beginn 
der Diskussionsveranstaltungen an den Schu­
len direkt. Die Vorgangsweise ist so, daß nun 
intern in den Institutionen beraten wird. 
Diese Woche noch findet eine gemeinsame 
Sitzung statt. Ich erhoffe mir die Vorschläge 
der Bundeswirtschaftskammer für gezielte 
eigene Aktionen, ich erhoffe mir die Vor­
schläge des Österreichischen Gewerkschafts­
bundes. Ich kann Ihnen sagen, was das Bun­
deskanzleramt bereits eingeleitet hat und for­
ciert fortführen wird. 

Die Schuldiskussionen habe ich schon 
erwähnt: MädchenservicesteIlen an Schulen, 
wobei hier in Zusammenarbeit mit Unter­
richtsministerium, Sozialministerium und 
Wissenschaftsministerium eine Möglichkeit 
besteht, direkt zu informieren und auch 
direkt mit den Eltern dann zu reden. 

Für Mädchen, die bereits in einer berufli­
chen Sackgasse stecken, entwerfen wir exem­
plarisch einen zweiten Berufsausbildungs­
weg, also für Absolventinnen von Handels­
schulen und Handelsakademien oder auch 
Bürolehrgängen, die Schwierigkeiten haben, 
mit dieser Ausbildung nun ihrer Qualifikation 
entsprechend einen Beruf ausüben zu kön­
nen. Für Mädchen, die bereits in atypischen 
Berufen arbeiten oder als Lehrlinge sind oder 
in solchen Schulen sind, werden wir eine 
AnlaufsteIle, ein Beschwerdetelephon ge­
meinsam mit dem Verein "Die Frau und ihr 
Beruf" einrichten, um jedem einzelnen Fall 
an Ort und Stelle nachgehen zu können und, 
wenn wir zu keinem Erfolg kommen, dies 
auch schonungslos in der Öffentlichkeit auf­
'zuzeigen. 

Ein weiterer Schwerpunkt für den Herbst 
werden sein die Ausbildungsleiter der ver-

staatlichten Industrie, weil ich glaube, daß 
hier Kapazitäten vorhanden wären. 

Die konkreten Aktionsvorschläge von Bun­
deswirtschaftskammer , Arbeiterkammer , 
Österreichischem Gewerkschaftsbund wer­
den am Donnerstag dieser Woche für den 
Herbst vorgelegt werden. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 5: Herr 
Abgeordneter Kabas (FPÖ) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

269/M 

Wie weit sind die Vorarbeiten für eine Reform 
des Verwaltungs strafrechtes gediehen? 

Präsident: Diese Frage wird Herr Staatsse­
kretär Löschnak beantworten. Bitte, Herr 
Staatssekretär. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. 
Löschnak: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
Wir haben bereits in der letzten Legislaturpe­
riode eine Novelle zum Verwaltungsstrafge­
setz dem Hohen Haus vorgelegt. Auf Grund 
des Auslaufens dieser Legislaturperiode 
konnte nur der wichtigste Teil beschlossen 
werden. Wir haben daher mit Beginn der 
neuen Legislaturperiode die Vorbereitungen 
für eine neuerliche Vorlage fortgesetzt und 
die ressortinternen /Besprechungen aufge­
nommen. Es handelt sich hierbei vor allem 
um Gespräche mit dem Justizministerium, 
mit dem Innenministerium und mit dem Bun­
desministerium für Finanzen. 

Diese Gespräche sind so weit fortgeschrit­
ten, daß man in eine der nächsten Minister­
ratssitzungen neuerlich die Vorlage einbrin­
gen kann. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Mag. Kabas: Sehr geehrter 
Herr Staatssekretär! Eine ganz besonders 
wichtige Zielsetzung bei der Reform des Ver­
waltungsstrafrechtes ist zweifellos der Abbau 
der obrigkeitsstaatlichen Reste, die noch im 
Verwaltungsstrafverfahren vorhanden sind. 

Daher möchte ich Sie fragen, was Sie hier 
planen. 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dr. Löschnak: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Bei der in Aussicht 
genommenen Novelle zum Verwaltungsstraf­
gesetz lassen sich folgende Punkte in der von 
Ihnen befragten Richtung feststellen: 

52. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 18

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 52. Sitzung - 27. Juni 1984 4431 

Staatssekretär Dr. Löschnak 

Wir werden eine Zurückdrängung der Frei­
heitsstrafen vorsehen, wir werden eine Ent­
schärfung des Kumulationsprinzips anregen, 
und wir werden vor allem den Strafvollzug 
neu regeln und zuletzt auch die Beschrän­
kung der Freiheitsstrafen bei Jugendlichen 
vorsehen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Mag. Kabas: Herr Staatsse­
kretär! Ich glaube, daß die Punkte, die Sie 
jetzt hier angeführt haben, im rechtsstaatli­
chen Sinne überaus begrüßenswert sind. Ich 
möchte Sie fragen, ob Sie danach trachten 
werden, möglichst schnell diese Vorlage in 
den Ministerrat zu bringen, damit das Parla­
ment diese Regierungsvorlage bald behan­
deln kann. 

Präsident: Herr Staatssekretär Dr. 
Löschnak. 

Staatssekretär Dr. Löschnak: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich darf auf die eingangs 
erwähnte Feststellung zurückkommen. Wir 
haben dadurch, daß ein Teil des Inhaltes der 
vorgesehenen Novelle bereits Gegenstand 
einer Ministerratsvorlage war, von einer all­
gemeinen Begutachtung absehen können und 
können daher diese neuerliche Novelle in 
Kürze dem Hohen Haus zuleiten. Ich hoffe, 
daß durch diese Vorgespräche innerhalb der 
Fraktionen in der letzten Legislaturperiode 
auch die Meinungsbildung so weit fortge­
schritten ist, daß die Novelle - was zu hoffen 
wäre - bald auch verabschiedet werden 
kann. 

Präsident: Weitere Anfrage: Abgeordneter 
Gradischnik. 

Abgeordneter Dr. Gradischnik (SPÖ): Wer­
ter Herr Staatssekretär! Eine der Forderun­
gen im Interesse eines fairen Verfahrens ist 
zweifelsohne, daß im Zuge eines Verfahrens 
der Beschuldigte eine Vertrauensperson 
beziehungsweise einen Rechtsbeistand beizie­
hen kann. 

Meine Frage: Sieht die Regierungsvorlage 
derartige Maßnahmen vor, daß also der 
Beschuldigte im Zuge des Verwaltungsstraf­
verfahrens vor der Behörde eine Vertrauens­
person beziehungsweise einen Rechtsbei­
stand beiziehen und sein Begehren nötigen­
falls auch erzwingen kann. 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dr. Löschnak: Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter! Die in Aussicht genom­
mene Novelle sieht zum einen einmal vor, daß 
der Festgenommene seine Angehörigen ohne 
unnötigen Aufschub entweder selbst verstän­
digen oder ihre Verständigung veranlassen 
kann. Darüber hinaus sollte der Verwahrte 
das Recht bekommen, von Rechtsbeiständen 
besucht werden zu können. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Staatssekretär! Es hat mich nicht überrascht, 
daß Sie nicht überrascht sind, was die beiden 
Vertreter der Regierungsfraktionen Sie 
gefragt haben. Sie haben das alles sehr schön 
abgelesen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Aber 
jetzt stelle ich hier an Sie eine Frage, die Sie 
vielleicht doch überraschen wird. 

Mich überrascht nämlich, daß Sie nicht mit 
dem Außenministerium Kontakt nahmen, 
obwohl doch eine der wichtigsten Fragen der 
Abbau des Vorbehaltes der Anwendung der 
Europäischen Menschenrechtskonvention ist. 

Ich stelle also an Sie die Frage: Was werden 
Sie dazu beitragen, damit der volle Rechts­
schutz im Verwaltungsstrafverfahren auf 
Grund der Europäischen Menschenrechtskon­
vention Anwendung findet, vor allem die 
Öffentlichkeit im Verwaltungsstrafverfahren ? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dr. Löschnak: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Das Bundesministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten brauchte in 
dem bisherigen Stadium nicht befaßt zu wer­
den, weil das nur ein kleiner Schritt in Rich­
tung Abbau des Vorbehaltes sein kann. Die 
notwendigen weiteren Schritte sind eine mit­
telfristige Maßnahme und werden sicher noch 
Jahre in Anspruch nehmen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 6: Herr 
Abgeordneter Hofer (ÖVP) an den Herrn Bun­
deskanzler. 

308/M 

Ist Dr. Salcher deshalb noch immer Finanzmi­
nister, weil Sie keinen Nachfolger gefunden 
haben? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Hofer! Ich habe nie die Absicht 
gehabt, einen Nachfolger für den Finanzmini­
ster zu suchen, weil auch nie die Absicht 
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bestand, daß Bundesminister Salcher aus der 
Regierung ausscheiden sollte. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Hofer: Herr Bundeskanzler! 
Es ergibt sich daher naturgemäß die Frage: 
Wieso konnte dann der Herr Finanzminister 
in Interviews erklären, mit 90prozentiger 
Sicherheit werde er ausscheiden. 

Ich frage Sie jetzt konkret: Wie stellen Sie 
sich dann zur Meinung des Herrn Altbundes­
kanzlers, wenn dieser in einem Interview 
davon gesprochen hat, daß alles, was um 
diese Debatte vor sich gegangen ist, ein Knüp­
pelwerfen sei, eine Sabotage, die sich schon 
jahrelang hinziehe? Wie stellen Sie sich dazu? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Ich bitte Sie, meine Aussagen in die­
ser Frage nachzulesen; diese waren ganz ein­
deutig. Ich habe mich immer gegen ein Aus­
scheiden von Salcher aus der Regierung 
gewendet. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Hofer: Herr Bundeskanzler! 
Wie man weiteren Zeitungsinterviews entneh­
men konnte, war angeblich der Länderbank­
direktor Vranitzky Ihr Wunschkandidat. Ich 
frage Sie: Hat deswegen Salcher über Auftrag 
des Altbundeskanzlers Kreisky bleiben müs­
sen, damit nicht ein Freund Androschs 
womöglich Finanzminister wird? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Ich nehme an, daß Sie meine Anfra­
gebeantwortung von vorhin gehört haben: Die 
war so eindeutig und so klar, daß eigentlich 
eine Antwort auf Ihre nunmehrige Frage 
nicht notwendig ist. Ich kann nur sagen: Ich 
habe nie die Auffassung vertreten, daß Sal­
cher aus der Regierung ausscheiden soll, 
daher habe ich auch nie nachgedacht, wer 
unter Umständen neuer Finanzminister wer­
den sollte. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Bergmann. 

Abgeordneter Bergmann (ÖVP): Herr Bun­
deskanzler! Der schöne Spruch Ihres Finanz­
ministers: "Fred, so geht das nichtr', stand ja 
im Zusammenhang mit Ihren Ablösebemü­
hungen um die Person Salchers. Das ist ja 

mittlerweile alles aktenkundig. Wie sich jetzt 
herausstellt, Herr Bundeskanzler, war die 
Zeit dieser Ablösediskussion überlagert vom 
Fall Androsch. 

Ich möchte Sie daher fragen: Welche Infor­
mationen standen Ihnen über den Steuer hin­
terziehungsfall Androsch zu dem Zeitpunkt, 
zu dem Sie Salcher in der Regierung behalten 
mußten, bereits zur Verfügung? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Bergmann! Sie müssen zugeben: da 
war nichts aktenkundig, sondern bestenfalls 
zeitungskundig. Das ist ein großer Unter­
schied! Und zweitens, Herr Abgeordneter, 
standen mir keine Informationen zum Steuer­
akt Androsch zur Verfügung, denn das würde 
ja gegen das Steuergeheimnis verstoßen 
haben. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 7: Herr 
Abgeordneter Bergmann (ÖVP) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

309/M 

War das Abblasen der Steuerreform tatsäch­
lich "ein Verdienst der freiheitlichen Regierungs­
mannschaft" ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Bergmann! Die Steuerreform ist, wie 
Sie ja wissen, nicht "abgeblasen" worden, es 
kann daher niemand von einem Verdienst 
reden. - Es hat auch niemand von einem 
Verdienst gesprochen. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Bergmann: Herr Bundes­
kanzler! Sie wissen genausogut wie ich, daß 
es im Fall Androsch nicht nur die Steuerhin­
terziehungsfacette gibt, sondern auch die 
Frage des Amtsrnißbrauchs und ähnliche 
Dinge. Sie können ja heute in den Zeitungen 
lesen, was der Rechtsanwalt von Dr. 
Androsch den Beamten vorwirft. Das ist ja 
keine Frage der Steuerhinterziehung, son­
dern das ist unter Umständen die Frage der 
politischen Handhabung des Finanzressorts. 

Wenn Sie jetzt sagen, es habe niemand die 
Steuerreform verhindert, so verweise ich Sie 
auch wieder auf einschlägige Äußerungen 
Ihres Vizekanzlers, der klargestellt hat - nur 
mit einer anderen Begründung -, die FPÖ 
war es. 
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Herr Bundeskanzler! Ich möchte Sie ange­
sichts dieser Androsch-Debatte und der Bezie­
hung des Dr. Steger zum Dr. Androsch fragen, 
ob Sie Hinweise darauf haben, daß es sich 
beim Widerstand Ihres freiheitlichen Koali­
tionspartners gegen Ihre Steuerreform darum 
gehandelt hat, daß eine Großintrige sozusa­
gen die Rückkehr des Androsch -Clans in die 
Regierung ermöglichen sollte. (Ironische Hei­
terkeit bei der SPÖ.) 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Der Herr 
Vizekanzler Steger war so wie ich der Auffas­
sung, daß zurzeit eine Besteuerung der Über­
stunden, des 13. und 14. Monatsbezuges und 
der Abfertigung nicht in Frage kommt. Das 
ist das Ganze, was in dieser Hinsicht eine 
Rolle gespielt hat. (Abg. DDr. K ö ni g: Zur­
zeitf) 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Bergmarin: Herr Bundes­
kanzler! Warum hat dann der Finanzminister 
immer erklärt, daß die Besteuerung des 13. 
und 14. Monatsbezuges nicht in seinem 
Reformpaket enthalten war. Fest steht, daß 
der Androsch-Verein Interesse hat, daß diese 
Untersuchung nicht allzu massiv stattfindet, 
fest steht weiters, daß Dr. Steger Interesse 
hat, nachdem er seinerzeit Dr. Androsch den 
Posten in der CA verschafft hat, daß bei der 
Untersuchung nicht' etwas herauskommt, 
womit er sich auch noch entsprechend bla­
miert. 

Wenn Sie das jetzt so deutlich sagen, Herr 
Bundeskanzler, warum haben Sie dann nie 
dementiert? Warum haben Sie nie die Aus­
sage des Dr. Steger dementiert, er hätte die 
Steuerreform verhindert? Es handelt sich 
doch dabei offensichtlich um eine Koalitions­
krise. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Bergmann! Wenn wir so oft eine 
Koalitionskrise gehabt hätten, wie Sie sie 
behauptet haben, dann würden wir ununter­
brochen eine Krise haben. (Abg. S te i n -
bau er: Das haben Sie auch!) Aber das 
stimmt eben nicht, es gibt keine Koalitions­
krise. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Zweitens bitte ich, den "Pressedienst" der 
Freiheitlichen Partei durchzusehen; darin 
wird keineswegs von einem "Verdienst" 
gesprochen, sondern das, was tatsächlich 

immer war, wurde von Steger klargelegt. Er 
war immer gegen die Besteuerung des 13. und 
14. Monatsbezuges. Er war immer gegen die 
Arbeiterabfertigungsbesteuerung und gegen 
die Überstundenbesteuerung. Das kommt 
dadurch zum Ausdruck und sonst nichts. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Nowotny. 

Abgeordneter Dr. Nowotny (SPÖ): Herr 
Bundeskanzler! Der Herr Abgeordnete Berg­
mann ist zwar offensichtlich ein Spezialist für 
Großintrigen (Heiterkeit - Ruf bei der SPÖ: 
Richtig!), aber zweifellos kein Spezialist für 
Steuerfragen. 

Nun hat die ÖVP vor einiger Zeit ein soge­
nanntes Steuerreformkonzept vorgestellt, das 
so ungefähr alles enthält, was zwar nicht gut, 
aber dafür sehr teuer ist. Und ich würde Sie 
nun fragen, Herr Bundeskanzler: Sind in 
Ihrem Ressort inzwischen Berechnungen 
angestellt worden, um wieviel das Budgetdefi­
zit steigen würde, wenn diese Vorstellungen 
realisiert würden? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Es gibt solche Berechnungen, die im 
Finanzministerium angestellt worden sind. Es 
wurde mir mitgeteilt, diese Kosten würden 
sich auf 34 Milliarden Schilling belaufen und 
würden natürlich das Budget in einem sol­
chen Maße belasten, daß das für uns unan­
nehmbar ist. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Graff. 

Abgeordneter Dr. Graff (ÖVP): Herr Bun­
deskanzler! Nach der Regierungserklärung, 
die jetzt nach einer Unterbrechung wieder 
gilt, strebt die Bundesregierung eine Steuer­
reform an, die sozial gerecht, einfach und lei­
stungsfördernd sein soll. 

Ich frage Sie: Passen da die Steuer reform­
vorschläge hinein, die Dr. Androsch kürzlich 
erstattet hat? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Wir pflegen in der Regierung das zu 
verwirklichen, was wir, nämlich die Mitglie­
der der Bundesregierung, uns vorgenommen 
haben. Das werden wir auch tun, und gestern 
hat der Finanzminister in seiner Erklärung 
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darüber bereits Auskunft gegeben. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 8: Herr 
Abgeordneter Graff (ÖVP) an den Herrn Bun­
deskanzler. 

310/M 

Hat Sie Finanzminister Dr. Salcher über den 
"Fall Androsch" informiert? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Dr. Graff! Der Finanzminister hat 
mich seinerzeit darüber informiert, daß die 
von ihm angekündigte Untersuchung im Zuge 
einer normal laufenden Betriebsprüfung 
stattfinden werde. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Graff: Herr Bundeskanz­
ler! Angesichts der Tatsache, daß der 
Androsch-Anwalt Dr. Schachter von einem 
politischen Tribunal spricht, frage ich Sie: Hat 
Ihnen der Herr Finanzminister gesagt, 
warum er die Betriebsprüfung bei Androsch 
jetzt angeordnet hat und nicht, bevor er ihn 
zum Generaldirektor der Creditanstalt 
gemacht hat? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Noch einmal: 
Der Herr Finanzminister hat, wie Sie ja wis­
sen, auf Grund der Vorwürfe, die gegen ihn 
erhoben worden sind, daß er das Recht 
gebeugt habe, eine Untersuchung eingeleitet 
in der Form, wie ich das vorhin gesagt habe. 
Darüber bin ich informiert worden; alle 
inhaltlichen Fragen betreffen das Steuerge­
heimnis. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Graff: Herr Bundeskanz­
ler! Rechnen Sie, da Sie in Ihrer Pressekonfe­
renz am 19. Juni von einem Urteil und von der 
Unschuldsvermutung gesprochen haben, die 
Androsch zugute kommen sollen, damit, daß 
es zu einem Strafverfahren gegen Androsch 
kommen wird? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Ich lehne es 
ab, ein laufendes Steuerverfahren zu kom­
mentieren. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Gmoser. 

Abgeordneter DDr. Gmoser (SPÖ): Herr 
Bundeskanzler! Wie weit sind in der in den 
letzten Tagen in den Medien wieder ent­
flammten Androsch-Diskussion neue Fakten 
aufgetaucht, die geeignet wären, die Beurtei­
lung des Falles in einem anderen Licht zu 
sehen, als es in dem bisher im Parlament 
erfolgten großen Auseinandersetzungen der 
Fall war? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Ich kenne keine neuen Fakten. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Steinbauer . 

Abgeordneter Steinhauer (ÖVP): Herr Bun­
deskanzler! Der starke Mann in der Regie­
rung Sinowatz, Unterrichtsminister Zilk, hat 
in der letzten Pressekonferenz gefordert, daß 
Sie endlich ein Machtwort im Kampf Salcher 
- Androsch sprechen. Wann gedenken Sie 
das zu tun? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Der stärkste 
Mann in der Regierung bin zweifellos ich, 
wenn Sie mich anse heIl;.. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ. - Heiterkeit.) 

In einem laufenden Verfahren kann kein 
Machtwort gesprochen werden. Ich bin nur 
der Auffassung, daß es unter Beachtung aller 
Vorschriften möglichst rasch abgeschlossen 
werden sollte. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 9: Herr 
Abgeordneter Steinbauer (QVP) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

311/M 

Welche Aufgaben hat ihr Kabinettchef? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Steinbauer! Zu den Aufgaben eines 
Kabinettchefs gehört die Führung der 
Geschäfte des Kabinetts des Bundeskanzlers, 
die Vorbereitung der Beantwortung parla­
mentarischer Anfragen im Hinblick auf die 
Beschaffung der Unterlagen, die ja von vielen 
Ministerien eingeholt werden müssen, die 
Koordinierung der Tätigkeit der Referenten 
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des Bundeskanzlers im Kabinett, die Dienst­
aufsicht über die zugeteilten Bediensteten, 
der Verbindungsdienst zu den Staatssekretä­
ren und zu den Bundesministerien. Dazu 
gehört auch die Zuteilung der einlangenden 
Geschäftsstücke, die Approbation von 
Geschäfts- und Poststücken, die nicht dem 
Bundeskanzler vorbehalten sind, und der Vor­
trag der dem Kabinett vorzuschreibenden 
Geschäftsstücke grundsätzlichen Inhalts von 
besonderer Bedeutung des Bundeskanzlers. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steinbauer: Herr Bundes­
kanzler! Der von Ihnen gehaltene Finanzmini­
ster Salcher hat in Österreichs größter Tages­
zeitung am 2. Juni 1984 Ihren Kabinettchef 
als Trojanisches Pferd der Schottengasse 
bezeichnet, was zweifellos eine gewisse 
Dienstaufsicht durch den Generaldirektor 
Androsch vermuten läßt. 

Was tun Sie zur Korrektur dieser öffentli­
chen Aussagen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Ich habe 
öffentlich festgestellt, daß das nicht stimmt. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steinbauer: Herr Bundes­
kanzler! Darf ich diese öffentliche Feststel­
lung gegenüber einer Äußerung von Salcher 
als Zurechtweisung Ihres Finanzministers 
verstehen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Nein. Als 
Information. (Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Bergmann. 

Abgeordneter Bergmann (ÖVP): Herr Bun­
deskanzler! Sie haben heute einen Beitrag zur 
politischen Semantik geleistet, daß nämlich 
der Begriff "starker Mann in der Regierung" 
keine Frage des Durchsetzungsvermögens, 
sondern ein Schlankheitswettbewerb ist. In 
diesem Sinne haben Sie sich bestätigt, denn 
wenn es um die Ablöse des Finanzministers 
ging, haben Sie sich natürlich nicht durchge­
setzt, und wenn es um die Lösung des Falles 
Androsch geht, haben Sie sich bis jetzt auch 
nicht durchgesetzt. 

Darf ich Sie daher fragen, Herr Bundes-

kanzler: Werden Sie, um Ihren Kabinettchef 
nicht nur durch solche Erklärungen, sondern 
auch durch Taten von dem Verdacht, er sei 
ein Troj anisches Pferd des Dr. Androsch, zu 
befreien, nach Vorliegen des Betriebsprü­
fungsergebnisses im Steuerhinterziehungsfall 
Androsch alles tun, daß dieser Akt auch dem 
Staatsanwalt übermittelt wird? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Bergmann! Obwohl es für Sie als 
ÖVP-Abgeordneten ja unwesentlich ist, kann 
ich Ihnen sagen, daß ich mich sehr wohl in 
der Bundesregierung und als Parteivorsitzen­
der durchsetze. Sie brauchen sich da keine 
Sorgen um mich zu machen. Ich komme allein 
zu Rande und brauche Ihre Hilfe nicht. (Bei­
fall bei sro und Fro.) 

Zum zweiten möchte ich noch einmal erklä­
ren, daß ich in ein Verfahren, das läuft, in kei­
ner Weise eingreife. Auch nicht durch einen 
Kommentar. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 10: 
Herr Abgeordneter Braun (SPÖ) an den 
Herrn Bundeskanzler. 

328/M 

Welche Bemühungen unternimmt die Bundes­
regierung, um noch in diesem Jahrzehnt das von 
der UN vorgeschlagene Ziel zu erreichen, 0,7 Pro­
zent des österreichischen Bruttonationalproduk­
tes als offizielle Entwicklungshilfe zu erreichen? 

Präsident: Diese Frage wird Herr Staatsse­
kretär Lacina beantworten. Bitte, Herr 
Staatssekretär. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt 
Dkfm. Lacina: Sehr geehrter Herr Abgeordne­
ter! Die österreichische Bundesregierung hat 
sich im Rahmen der Vereinten Nationen dazu 
bekannt, bis 1990 die öffentlichen Entwick­
lungshilfeleistungen bis auf das Ziel 0,7 Pro­
zent des Bruttoinlandsproduktes anzuheben. 
1982 - wenn ich die bisherigen Ergebnisse 
zitieren darf - betrug die öffentliche Ent­
wicklungshilfe Österreichs 0,35 Prozent. Auf 
Grund von niederen Exportkreditauszahlun­
gen und. nicht zustande gekommenen Bei­
tragsleistungen an internationale Institutio­
nen ist allerdings im nächsten Jahr, das heißt 
im Jahre 1983, eine Verringerung dieses Pro­
zentsatzes auf 0,23 Prozent eingetreten. 

Aus diesen Zahlen können Sie entnehmen, 
daß es größter Anstrengungen bedürfen wird, 
um tatsächlich zu einer solchen Zielerrei-
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chung zu kommen. Es liegt dies nicht allein in 
der Ingerenz des Bundeskanzleramtes, son­
dern daran sind auch ander-e Ressorts mithe­
teiligt. Es wird letzten Endes auch von der 
budgetpolitischen Lage abhängen, wieweit 
dieses Ziel erreicht werden kann. 

Ich möchte nur ganz kurz noch anfügen, 
daß es nicht nur um eine Erhöhung der Quan­
tität, sondern auch um eine Verbesserung der 
Qualität der österreichischen Entwicklungs-
hilfe geht. . 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Braun: Sehr geehrter Herr 
Staatssekretär! Ich möchte Sie in diesem 
Zusammenhang fragen, wann es zum neuen 
Entwicklungshilfefonds der Bundesregierung 
kommen wird. 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Wir haben einen 
Gesetzentwurf ausgearbeitet, um mit diesem 
Instrument neue Anstrengungen zu unterneh­
men, die öffentliche Entwicklungshilfe Öster­
reichs wesentlich anzuheben, und zwar Ent­
wicklungshilfe "der höchsten Qualität. Es geht 
dabei vor allem darum, den am wenigsten ent­
wickelten Ländern zu helfen. Wir haben das 
Begutachtungsverfahren bereits abgeschlos­
sen, sodaß erwartet werden kann, daß noch 
im Herbst dieser Gesetzentwurf dem Parla­
ment zugeleitet werden kann. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Braun: Sehr geehrter Herr 
Staatssekretär! Ich möchte Sie auch fragen: 
Welches Verhältnis würden Sie im Sinne 
einer bilateralen oder multilateralen Hilfe an 
die Entwicklungsländer als zielführend 
betrachten? 

Präsident: Herr Staatssekretär, bitte. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Was die multilaterale 
Entwicklungshilfe betrifft, liegt Österreich lei­
der etwas unter dem internationalen Niveau. 
Das heißt, es gibt eine Grundregel, die natür­
lich nicht von allen Ländern eingehalten wird, 
die man aber versuchen sollte zu erreichen, 
wonach die Finanzierungsbeteiligungen an 
den multinationalen Organisationen und 
Finanzinstitutionen etwa dem Anteil des 
Bruttoinlandsproduktes an der Summe der 
Geberstaaten entsprechen soll. 

Österreich hat diese Summe noch nicht 
erreicht. Allerdings haben wir uns vor allem 
um eines bemüht: Wir haben uns bemüht, 
zumindest ein verläßlicher Partner zu sein. 
Das heißt, im Gegensatz zu anderen Ländern, 
die im Zuge von Budgetrestriktionen in den 
letzten Jahren ihre Beiträge gesenkt haben, 
haben wir uns bemüht, unsere Beiträge 
gleichzuhalten beziehungsweise haben sie in 
einigen wichtigen Institutionen sogar erhö­
hen können. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Kabas. 

Abgeordneter Mag. Kahas (FPö): Sehr 
geehrter Herr Staatssekretär! Es ist ja tat­
sächlich so, daß die Perspektiven der Ent- . 
wicklungshilfe weltweit nicht sehr rosig sind. 
Das haben wir ja bei der letzten Debatte hier 
im Plenum über den Entwicklungshilfebe­
richt alle gemeinsam festgestellt; daher ist es 
sicher sehr, sehr gut und nützlich, wenn sich 
gerade Österreich auf diesem Gebiet bemüht, 
halbwegs den Stand zu halten. 

Ich möchte Sie in dem Zusammenhang fra­
gen, ob die Mittel des ERP-Fonds mehr als 
bisher zur Förderung von entwicklungspoliti­
schen Zielsetzungen Österreichs herangezo­
gen werden könnten. 

Präsident: Herr Staatssekretär f bitte, 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Wir haben uns ver­
traglich verpflichtet, einen Teil der Mittel des 
ERP-Fonds für Entwicklungshilfezwecke ein­
zusetzen; wir haben das auch in der Vergan­
genheit getan. Wir haben alle diese Mittel für 
Entwicklungsprojekte verwendet. Dieser Mit­
teleinsatz ist insbesondere für Projekte, die 
sich über mehrere Jahre erstrecken, von gro­
ßem Interesse, denn wir haben bei den Bud­
getmitteln natürlich eine Schwierigkeit: daß 
wir auf Grund der jährlichen Budgetierung 
eine Abschätzung der Mittelverwendung 
nicht immer abgeben können. 

Wir werden auch im heurigen Jahr zweifel­
los eine Reihe von Projekten mit den ERP­
Mitteln durchführen können, sodaß wir wei­
terhin neben dem hoffentlich dann im näch­
sten Jahr wirksamen Entwicklungsfonds aus 
dem ERP-Fonds Entwicklungshilfeleistungen 
bestreiten können. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter J ankowitsch. 

Abgeordneter Dr. Jankowitsch (SPÖ): Herr 
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Dr. Jankowitsch 

Staatssekretär! In der Bemessung der Hilfe 
gibt es ja gewisse Unterziele; darunter solche 
etwa für die am wenigsten entwickelten Län­
der. Die Konferenz der Vereinten Nationen 
über die am wenigsten entwickelten Länder, 
die 1981 in Paris stattgefunden hat, hat als 
ungefähres Ziel 0,15 Prozent des Brut­
tonationalproduktes für Hilfe an sonstige 
Länder gesetzt. Mich würde interessieren, 
inwieweit auch Österreich versucht, dieser 
Zielsetzung für die am wenigsten entwickel­
ten Länder nachzustreben. 

Präsident: Bitte, Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Ich habe vorhin dar­
auf "hingewiesen, daß es auch um die Anhe­
bung der Qualität der österreichischen Ent­
wicklungshilfe geht, nicht nur um den rein 
quantitativen Aspekt, und habe damit genau 
das gemeint, worauf Sie mit Ihrer Frage zie­
len. 

Wir sind, gerade was die Beiträge an die am 
wenigsten entwickelten Länder angeht, leider 
ein Schlußlicht unter den Ländern der indu­
strialisierten Welt, und deswegen - das war 
eine der wesentlichen Fragen, die wir zu lösen 
hatten - wird es auch zu dieser Einrichtung 
des Entwicklungsfonds kommen. Es war die 
Zielsetzung, daß gerade die Hilfeleistungen 
an diese Länder damit wesentlich angehoben 
werden können. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Steinbauer. 

Abgeordneter Steinhauer (ÖVP): Um die 
Diktion vom Abgeordneten Braun aufzuneh­
men: Sehr verehrter Herr Staatssekretär! Die 
0,7 Prozent werden als Ziel seit Jahren propa­
giert. Sie haben heute auf budgetäre Schwie­
rigkeiten hingewiesen. Wann werden Sie 
einen Zeitplan zur Erreichung dieses 0,7-Pro­
zent-Zieles vorlegen? 

Präsident: Herr Staatssekretär, bitte. 

Staatssekretär Dkfm. Lacina: Ebenso: Sehr 
verehrter Herr Abgeordneter Steinbauer! 
(Abg. S te i n bau er: Das hat der Braun ein­
geführt!) Ich darf Ihnen dazu sagen, daß wir, 
wie Sie wissen - Sie nehmen ja in außeror­
dentlich aktiver Weise an dieser Diskussion 
teil -, im Dreij ahresprogramm für die Ent­
wicklungshilfe, das der Bundeskanzler her­
ausgibt, solche Zielsetzungen, solche Etappen­
ziele angeben. Es sind dies natürlich keine 
verbindlichen Ziele, denn es hieße, die 
Budgethoheit des Hohen Hauses zu mißach-

ten, wenn wir versuchen würden, schon Ziel­
setzungen anzugeben, die Beschlüsse voraus­
setzen, die erst in den nächsten Jahren über 
die öffentlichen Haushalte gefaßt werden 
können. 

Aber was wir versuchen, ist, solche Etap­
penlösungen in diesem Entwicklungshilfekon­
zept anzugeben. Dort haben wir auch ver­
sucht, einzuschätzen, was das bedeuten wird. 
Es ist keine Frage, daß es außerordentlich 
großer Anstrengungen bedürfen wird, dieses 
O,7-Prozent-Ziel tatsächlich zum Ende dieser 
Periode, dieser Dekade, zu erreichen. Hier 
sind wir in einer ähnlichen Situation wie viele 
andere industrialisierte Länder - es sind 
sicherlich auch die budgetären Restriktionen 
der letzten Jahre schuld daran gewesen, vor 
allem in anderen Ländern -, daß dieses Ziel 
für viele und auch - ich sage das ganz offen 
- für Österreich außerordentlich schwer· zu 
erreichen sein wird. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Anfra­
gebeantwortungen 703/ AB und 704/ AB einge­
langt sind. 

Dem Finanz- und Budgetausschuß weise 
ich den in der letzten Sitzung eingebrachten 
Antrag 102/A der Abgeordneten Dr. Mock und 
Genossen betreffend "große Steuerreform" 
im Rahmen eines 3-Stufen-Entlastungsplanes 
zu. 

Ich gebe bekannt, daß folgende Regierungs­
vorlagen eingelangt sind: 

Bundesgesetz über die Errichtung des 
Bezirksgerichtes Donaustadt sowie die Orga­
nisation der anderen Bezirksgerichte in Wien 
(Bezirksgerichts-Organisationsgesetz für 
Wien) (317 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem den Umweltschutz 
betreffende Bestimmungen des Kraftfahrge­
setzes 1967 geändert werden (8. Kraftfahrge­
setz-Novelle) (349 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Beamten­
Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedien­
stetengesetz 1948 und die Bundesforste­
Dienstordnung geändert werden (350 der Bei­
lagen). 

Dem Ausschuß für verstaatlichte Betriebe 
weise ich den Bericht des Bundeskanzlers 
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gemäß § 2 Abs. 2 ÖIG-Gesetz über die Lage 
der verstaatlichten Industrie zum 31. 12. 1983 
(III-54 der Beilagen) zu. 

Ferner weise ich die in der letzten Sitzung 
als eingelangt bekanntgegebenen Regierungs­
vorlagen zu wie folgt: 

dem Verfassungsausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesministe­
riengesetz 1973 und das ÖIG-Gesetz geändert 
sowie damit zusammenhängende Bestimmun­
gen über den Wirkungsbereich des Bundesmi­
nisteriums für Finanzen getroffen werden 
(316 der Beilagen); 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz geändert wird 
(40. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz) (327 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz geändert wird 
(9. Novelle zum Gewerblichen Sozialversiche­
rungsgesetz) (328 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Bauern-Sozial­
versicherungsgesetz geändert wird (8. Novelle 
zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz) (329 
der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Kran­
ken- und Unfallversicherungsgesetz geändert 
wird (14. Novelle zum Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz) (330 der Beila­
gen), 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Sozialversicherung freiberuflich selb­
ständig Erwerbstätiger geändert wird 
(4. Novelle zum Freiberuflichen Sozialversi­
cherungsgesetz) (331 der Beilagen). 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen, der 
52. Sitzung die Anfragen 830/J bis 834/J einge­
langt sind. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für heute, Mittwoch, den 27. Juni 
1984, um 10 Uhr 10 Minuten ein. 

Die Tagesordnung ist im Saal verteilt. 

Die jetzige Sitzung ist ge s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 10 Uhr 9 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 0599 4 
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